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Sehr geehrte Frau Tschanter, 

 

die Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen e.V. (DHS) bedankt sich für die Gelegenheit, eine 

Stellungnahme zu den Anträgen der Fraktionen von FDP, CDU und SPD, Bündnis90/Die Grü-

nen, PIRATEN und der Abgeordneten des SSW [Drucksachen 18/157, 18/179, 18/216(neu)] 

abgeben zu können.  

 
 

STELLUNGNAHME  
 

 

Die DHS tritt in ihren Erklärungen und Publikationen für einen umfassenden Gesundheits-

schutz der Bevölkerung ein. Dabei steht sie sowohl für die Rechte des Einzelnen ein, z.B. in 

der gesundheitlichen Versorgung, als auch für die Berücksichtigung einer gesamtgesellschaftli-

chen Gesundheitsperspektive. Die DHS begrüßt daher Maßnahmen und Gesetze, die geeignet 

sind, einen wirksamen Schutz der Bevölkerung vor gesundheitlichen Gefahren zu gewährleis-

ten.  

 

Die sogenannten vier Säulen der Drogen- und Suchtpolitik „Prävention“, „Behandlung“, „Scha-

densminimierung“ und „Repression“ bilden die Grundlage der Drogenpolitik in Deutschland und 

sollen in ihrem Zusammenspiel dazu beitragen, Missbrauch und Abhängigkeit von legalen und 

illegalen Drogen zu reduzieren. Alle Experten sind darin einig, dass jedes einzelne der vier 

Elemente erforderlich ist. Es ist jedoch augenfällig, dass die einzelnen Säulen nicht gleichge-

wichtig und gleich stark ausgebaut sind, was die Statik des Gebäudes „Drogen- und Suchtpoli-

tik“ in Frage stellt: So stehen beispielsweise den Ausgaben für Prävention, 36 Mio. € (Korczak 

2012), unvergleichlich höhere Ausgaben im Bereich Repression, ca. 3,3-4,2 Mrd. (Mostardt, S. 

et al. 2010), gegenüber.  

 

Die Logik, einem Problem vorzubeugen, statt seine Folgen zu bekämpfen, ist sehr einleuch-

tend - Prävention wird deshalb auch in aller Munde geführt. Allein ist es bislang politisch nicht 

gelungen, ein Präventionsgesetz zu verabschieden und die Prävention damit auf eine gesetzli-

che Basis zu stellen und finanziell abzusichern. Dies ist umso mehr ein Problem als für Wer-

bung und Sponsoring der legalen Suchtmittel Alkohol und Tabak über 1,5 Mrd. € ausgegeben 

werden (DHS 2010 und FASPO 2008). Wer also wirksame Prävention fordert bzw. auf sie set-

zen will, muss sie auch bezahlen, anderenfalls entbehrt dieser gesundheitspolitische Ansatz 

seine Glaubwürdigkeit. 
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Im Arbeitsfeld „Behandlung“ wurden nach langen ideologischen Grabenkämpfen neue Behand-

lungswege entwickelt, die heute auch international wissenschaftlich anerkannt sind, wie z.B. 

die Opioidsubstitution. So wurde zu wenig berücksichtigt, was Medizin, Gesellschaftswissen-

schaften und Sozialarbeit schon früh erkannt haben: Erstens: Das Abstinenzgebot ist nicht von 

allen Menschen einzuhalten; zweitens: Legale Drogen sind ebenso schädlich wie illegale. Prä-

vention, Behandlung und Repression verhindern nicht, dass Suchtmittel jedweder Art konsu-

miert werden. 

 

Daher ist es auch im Bereich der Schadensminimierung wichtig, nach der Stärkung nied-

rigschwelliger Angebote für Heroinkonsumenten wie Spritzentausch, Kondomvergabe und Ein-

richtung von Konsumräumen, „neue“ Szenen, wie z.B. die der Partydrogen- oder Can-

nabiskonsumenten, in die erfolgreichen Konzepte der Schadensminimierung mit einzubezie-

hen. 

 

Der Konsum legaler wie illegaler Drogen ist mit gesundheitlichen und sozialen Risiken verbun-

den, die sich für jede Substanz, jedes Produkt und jedes Konsummuster unterscheiden. Wäh-

rend jedoch legale Drogen, wie alkoholische Getränke und Tabakprodukte, in Deutschland 

aufgrund ihrer gesetzlichen Zulassung auf einem geregelten Markt verfügbar und einer ständi-

gen Qualitätskontrolle zugänglich sind, werden illegale Drogen ausschließlich auf Schwarz-

märkten gehandelt. Eine effektive Qualitäts-, d.h. Gefahrenkontrolle, existiert nicht. Die Zu-

sammensetzung der angebotenen Substanzen und damit auch ihr Wirkstoffgehalt sind meist 

unbekannt. Darüber hinaus führt das Gewinnbestreben der Händler oft zu Beimengungen, die 

häufig gesundheitsschädlicher und gefährlicher sind, als die Drogen selbst. Die Schwankungen 

im Wirkstoffgehalt, die Toxizität der Zusammensetzungen (beispielsweise bei den sogenannten 

Partydrogen) als auch die Verunreinigungen in Heroin, Kokain, Cannabis oder bei Amphetami-

nen haben in der Vergangenheit immer wieder zu Gesundheitsschäden wie auch zu Drogen-

not- und Drogentodesfällen geführt.  

 

„Harm Reduction“-Ansätze werden in Deutschland und anderen europäischen Ländern erfolg-

reich eingesetzt. In Deutschland handelt es sich dabei in erster Linie um Infektionsprophylaxe 

und Drogenkonsumräume, in anderen Ländern, wie z.B. der Schweiz, wird auch Drug Che-

cking durchgeführt. Alle Angebote richten sich gezielt an Drogenkonsumenten/-innen und tra-

gen dazu bei, sie für ihr eigenes Konsumverhalten zu sensibilisieren, es aufmerksamer zu be-

trachten und ggf. zu ändern und psychoaktive Substanzen weniger risikoreich oder gar nicht 

mehr zu konsumieren. Sie erleichtern, wie andere niedrigschwellige Angebote auch, den Zu-

gang zu Zielgruppen, die bislang noch nicht in Kontakt mit dem Suchthilfesystem waren. 

Dadurch vergrößern sich die Chancen, risikoreiche Konsumformen, wie z.B. den gleichzeitigen 

Konsum mehrerer Drogen (legaler wie illegaler), zu senken.     

 

Die Bekämpfung der Organisierten Kriminalität - und dazu zählt Rauschgifthandel - ist elemen-

tare Aufgabe der staatlichen Sicherheits- und Ordnungsorgane. Ihre Wirkung auf den Konsum 

illegaler Drogen wird durch neue Untersuchungen allerdings stark in Zweifel gezogen: 

- Eine Untersuchung der Europäischen Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht, die 

den Zusammenhang zwischen Cannabiskonsum und der Verschärfung bzw. Lockerung der 

entsprechenden Strafmaße untersucht (EBDD 2011), kommt zu folgendem Ergebnis: „Über 

diesen Zeitraum von zehn Jahren konnte in den fraglichen Ländern jedoch kein deutlicher Zu-

sammenhang zwischen den gesetzlichen Änderungen und den Prävalenzraten des Can-

nabiskonsums ermittelt werden“ (siehe Anhang). 



 

 

- Eine von der Europäischen Kommission in Auftrag gegebene Studie über die Entwicklung der 

internationalen Drogenmärkte zwischen 1998 und 2007 kommt zu dem Ergebnis, dass die Ver-

suche, durch Repression die lokalen Drogenmärkte einzugrenzen, gescheitert sind. Sie stellt 

sogar fest, dass Drogenprohibition beträchtliche unbeabsichtigte Schäden verursacht (Reuter & 

Trautmann im Auftrag von DG Justice, Freedom and Security 2009).  

- Auch die Weltkommission für Drogenpolitik, ein Gremium aus international renommierten 

Persönlichkeiten aus Politik und Kultur, kommt zu einer kritischen Beurteilung der internationa-

len Drogenpolitiken. Diese hätten zu stark auf Repression gesetzt, in deren Folge nicht nur die 

Gesundheit der Konsumierenden und ihre gesellschaftliche Integration gefährdet seien, son-

dern auch die Organisierte Kriminalität, Zwangsprostitution, Mord und Korruption zunähmen 

(Weltkommission für Drogenpolitik Juni 2011).  

 

Fazit 

In ihrer langen, 65-jährigen Geschichte ist die DHS dem Grundsatz treu geblieben, sich für ei-

nen wirksamen Schutz der Bevölkerung vor gesundheitlichen Gefahren einzusetzen. Sie hat 

sich jedoch den gesellschaftlichen Entwicklungen und den neuen Erkenntnissen aus Wissen-

schaft und Forschung nicht verschlossen. Insbesondere die Diskussionen in der Schweiz über 

ein neues Verständnis von Sucht und Suchtpolitik und ein entsprechend erweitertes Konzept 

(siehe Publikation des Bundesamtes für Gesundheit „Herausforderung Sucht“ 
http://www.bag.admin.ch/herausforderung_sucht/index.html?lang=de) sind unserer Meinung 

nach wegweisend. Dieses neue Konzept geht u.a. davon aus, dass eine Unterscheidung zwi-

schen legalen und illegalen Drogen wenig hilfreich ist, sondern ausschlaggebend das Scha-

denspotenzial und die tatsächliche Schadenslast der Substanzen sind. Das gesundheitspoliti-

sche Ziel ist es, die Problemlast zu senken bzw. niedrig zu halten. Entsprechend wird der 

Schadensminimierung eine bedeutende Rolle beigemessen. 

 

Vor diesem Hintergrund unterstützt die DHS den Antrag 18/216(neu) der oben genannten Frak-

tionen, da er den Ansprüchen einer rationalen Drogen- und Suchtpolitik entspricht. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

  
Dr. Heribert Fleischmann Dr. Raphael Gaßmann  Gabriele Bartsch 
 

Vorstandsvorsitzender Geschäftsführer    Ref. Grundsatzfragen /  
      stellv. Geschäftsführerin 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.bag.admin.ch/herausforderung_sucht/index.html?lang=de
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